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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Doris Rau-
scher, Ilona Deckwerth, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Angelika Weikert, Annette Karl, Natascha Kohnen, 
Andreas Lotte, Bernhard Roos, Horst Arnold, Inge 
Aures, Volkmar Halbleib, Dr. Simone Strohmayr, 
Margit Wild, Ruth Müller, Susann Biedefeld und 
Fraktion (SPD) 

Für eine bestmögliche Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf in Bayern: Empfehlungen der Sachver-
ständigen ernst nehmen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ihre Anstren-
gungen deutlich zu verstärken, um auf eine bestmög-
liche Vereinbarkeit von Familien- und Berufsleben in 
Bayern hinzuwirken. 

Dabei berücksichtigt sie die Empfehlungen der Sach-
verständigen in diesem Bereich, wie sie zuletzt auch 
im Rahmen des Fachgesprächs „Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf“ im Ausschuss für Arbeit und Sozia-
les, Jugend, Familie und Integration vom 29.09.2017 
formuliert wurden. 

Diese betreffen v. a. drei Handlungsfelder:  

a) die Schaffung guter und sicherer Arbeitsbedin-
gungen, um Familien bzw. Paaren mit Kinder-
wunsch eine bessere Planbarkeit zu ermöglichen;  

b) die Etablierung familienfreundlicher Arbeitszeitmo-
delle; 

c) den bedarfsgerechten Ausbau familienunterstüt-
zender Angebote. 

In diesem Sinne ergreift die Staatsregierung insbe-
sondere folgende Maßnahmen bzw. setzt sich auf 
Bundesebene dafür ein: 

─ Einführung eines gesetzlichen Rückkehrrechts 
von befristeter Teilzeit in Vollzeit; 

─ Abschaffung von Arbeitsverhältnissen mit sach-
grundloser Befristung; 

─ Stärkung des Arbeitszeitschutzes inklusive „Recht 
auf Nichterreichbarkeit“; 

─ Einführung einer staatlich geförderten Familienar-
beitszeit mit Lohnersatzleistungen für verschiede-
ne Arten der Sorgearbeit; 

─ Ausweitung der Möglichkeiten zur Teilzeitberufs-
ausbildung, v. a. im öffentlichen Dienst; 

─ Schaffung einer bedarfsgerechten Infrastruktur im 
Kinderbetreuungs- und Pflegebereich; 

─ bedarfsgerechter Ausbau von Beratungsangebo-
ten für Familien, u. a. für pflegende Angehörige 
und Alleinerziehende. 

 

 

Begründung: 

Der Wunsch nach einer besseren Vereinbarkeit von 
Erwerbstätigkeit und Familienleben ist im Alltag vieler 
Familien allgegenwärtig. Doch unsichere Arbeitsbe-
dingungen, familienunfreundliche Arbeitszeitmodelle 
sowie unzureichende Angebote im Kita-, Pflege- und 
Beratungsbereich erschweren es Familien, die ver-
schiedenen Lebensbereiche (Berufsleben, Pflege von 
Angehörigen, Kindererziehung, Weiterbildung, gesell-
schaftliches Engagement, Freizeitgestaltung etc.) so 
miteinander zu vereinbaren, wie es ihren Wünschen 
und Bedarfen entsprechen würde. Derlei Defizite wer-
den sowohl von Seiten der Bevölkerung als auch von 
Seiten der Fachexpertinnen und -experten bzw. -ver-
bände in diesem Bereich benannt. 

Laut dem aktuellem Vierten Bericht der Staatsregierung 
zur sozialen Lage in Bayern stimmt nur etwa jede bzw. 
jeder vierte Befragte der Aussage zu, Beruf und Fami-
lie ließen sich für ihn bzw. sie gut miteinander verein-
baren. Bei Erwerbstätigen mit drei oder mehr Kindern 
sind es sogar nur 21,3 Prozent. In dieser Gruppe sa-
gen zudem etwa zwei Drittel der Befragten, Beruf und 
Familie ließen sich nur „mit Energie und Geschick“ 
vereinbaren, für 7,0 Prozent lassen sie sich sogar 
„kaum oder gar nicht“ vereinbaren. 

Ähnlich äußerte sich zuletzt auch die Mehrzahl der 
anwesenden Sachverständigen im Rahmen eines 
Fachgesprächs, das der Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend, Familie und Integration am 
28.09.2017 im Landtag durchführte. Vertreterinnen 
und Vertreter u. a. des Katholischen Deutschen Frau-
enbunds, des Deutschen Gewerkschaftsbunds und 
des Verbands alleinerziehender Mütter und Väter 
(jeweils Landesverband Bayern) forderten die Staats-
regierung auf, ihre Anstrengungen in diesem Bereich 
deutlich zu verstärken. Fatalerweise mangele es aber 
– so der DGB Bayern – noch immer „an politischem 
Willen, flächendeckend und nachhaltig die Vorausset-
zungen für einen wirklichen Paradigmenwechsel in 
der Familien- und Vereinbarkeitspolitik zu schaffen“. 
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Die von Expertenseite vorgeschlagenen Maßnahmen 
lassen sich grob gesagt in drei Bereiche gliedern, die 
eng miteinander zusammenhängen:  

1. Gute und sichere Arbeitsbedingungen, die Fami-
lien bzw. Paaren mit Kinderwunsch eine bessere 
Planbarkeit ermöglichen: Einführung eines gesetz-
lichen Rückkehrrechts von befristeter Teilzeit in 
Vollzeit; Abschaffung von Arbeitsverhältnissen mit 
sachgrundloser Befristung. 

2. Familienfreundliche Arbeitszeitmodelle: Stärkung 
des Arbeitszeitschutzes inklusive „Recht auf 
Nichterreichbarkeit“; Einführung einer staatlich ge-
förderten Familienarbeitszeit mit Lohnersatzleis-
tungen für verschiedene Arten der Sorgearbeit; 

Ausweitung der Möglichkeiten zur Teilzeitberufs-
ausbildung, v. a. im öffentlichen Dienst. 

3. Bedarfsgerechter Ausbau familienunterstützender 
Angebote: Schaffung einer bedarfsgerechten Inf-
rastruktur im Kinderbetreuungs- und Pflegebe-
reich; bedarfsgerechter Ausbau von Beratungsan-
geboten für Familien, u. a. für pflegende Angehö-
rige und Alleinerziehende. 

Sämtliche hier aufgelisteten Punkte wurden auch von 
Verbandsseite mehrfach deutlich formuliert, u. a. im 
Rahmen des genannten Fachgesprächs. Die Staats-
regierung ist daher aufgefordert, diese Forderungen 
ernst zu nehmen und zügig entsprechende Maßnah-
men zu ergreifen. 

 



Meine Damen und Herren, ich schließe die namentli-
che Abstimmung und bitte, die Plätze wieder einzu-
nehmen.

Unruhe – Glocke des Präsidenten

Während das Ergebnis ermittelt wird, gebe ich die Er-
gebnisse der namentlichen Abstimmungen von vorhin 
bekannt. Beim Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Schulze, Hartmann, Steinberger und anderer und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend 
"Rückstände von Fipronil in Lebensmitteln offenle-
gen", Drucksache 17/18465, haben mit Ja 62 ge-
stimmt. Mit Nein haben 77 gestimmt. Stimmenthal-
tungen gab es keine. Damit ist der 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Beim nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Abge-
ordneten Rinderspacher, von Brunn, Adelt und ande-
rer und Fraktion (SPD) betreffend "Verbraucherschutz 
ernst nehmen und Transparenz herstellen: Kontrollen 
auf Fipronil in bayerischen Legehennenbetrieben und 
bei verarbeiteten Produkten aus Bayern", Drucksa-
che 17/18483, haben mit Ja 62 gestimmt. Mit Nein 
haben 76 gestimmt. Stimmenthaltungen gab es keine. 
Damit ist auch dieser Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/18467 mit 17/18472 sowie 17/18486 mit 
17/18491 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 8 auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Gisela Sengl u. a. und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mehr Bio in Schulen: Bio-Anteil in allen 
bayerischen Schulen mindestens 20 Prozent bis 
2020 und mindestens 50 Prozent bis 2025 
(Drs. 17/16349) 

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der 
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Verteilung darf ich als bekannt vorausset-
zen. Die erste Rednerin ist Frau Kollegin Sengl. – 
Bitte schön, Sie haben das Wort.

Gisela Sengl (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Mehr Bio in Bayerns Schulen. 
Nach dem Ernährungsreport 2017 wünschen sich 
90 % der Deutschen verbindliche Essensstandards in 
Kitas und Schulen. Beim Modellprojekt Schulfrühstück 

entschieden sich 43 % der Schulen in Bayern für Bio-
Produkte.

Jetzt folgt ein Zitat:

Gutes Essen in der Schule trägt nicht nur zum Er-
halt der Leistungsfähigkeit der Kinder und Ju-
gendlichen bei. Es prägt die Esskultur, die Wert-
schätzung für Lebensmittel und das 
Ernährungsverhalten. …

Gerade angesichts der Besorgnis erregenden 
Zahl ernährungsbedingter Fehlentwicklungen bei 
Kindern und Jugendlichen kommt der Schule in 
diesem Bereich eine besondere Vorbildfunktion 
zu.

Woher stammt das Zitat? – Es könnte von uns sein. 
Das Zitat stammt aus der Broschüre "Mit gutem 
Essen Schule machen". Das ist eine wunderbare 
Hochglanzbroschüre aus dem Hause Brunner. Wenn 
diese schönen Worte ernst gemeint wären, dann wür-
den wir an den Schulen eine andere Situation vorfin-
den; dann gäbe es mehr als nur lauwarme Empfeh-
lungen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diese Broschüre spricht uns wirklich aus dem Herzen.

Jetzt folgen noch weitere Zitate:

Von einer nachhaltigen Landwirtschaft profitieren 
alle: Klima, Böden, Gewässer, Pflanzen, Tiere 
und Menschen. Nachhaltige Verpflegung stärkt 
die heimische Ernährungs- und Landwirtschaft. 
Sie schließt die Aspekte regional, saisonal, ökolo-
gisch, Fairtrade und Tierwohl ein. ...

Bio-Produkte gehören dazu.

Bio-Zertifizierung und Bio-Siegel stehen für nach-
weislich ökologische Pflanzen- und Tierprodukti-
on. Sie garantieren, dass der europäische Min-
deststandard für ökologische Produktion erfüllt ist 
oder sogar übertroffen wird. In jede Schulküche 
gehören auch Bio-Lebensmittel, idealerweise aus 
der Region.

Unser Ansatz ist aber noch viel wichtiger. Empfehlun-
gen und warme Worte allein genügen nicht. Auch Mo-
dellversuche reichen nicht aus. Wir als Gesetzgeber 
sind gefragt, um eine gesunde Ernährung der Kinder 
und Jugendlichen zu unterstützen. Mitglieder der 
CSU-Fraktion, hört einmal gut zu, das mag neu für 
euch sein: Man braucht auch klar definierte Ziele. 
Deshalb gibt es unseren Antrag. Wir schlagen darin 
vier Maßnahmen vor:

Plenarprotokoll 17/112 v. 12.10.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 10077

http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=16349&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de/cps/rde/xchg/www/x/-/www/441.htm/-/papp/Suche_Dokumente/http://www.bayern.landtag.de//www/dokumente.suche.maske.jsp?DOKUMENT_INTEGER_WAHLPERIODE=17&DOKUMENT_DOKUMENTNR=16349&DOKUMENT_INTEGER_DATE_FLAG=2&DOKUMENT_EINFACHE_SORTIERUNG=1&BUTTONSCHLAGWORT=Suche+starten
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000442.html


 

17. Wahlperiode 24.01.2018 Drucksache 17/20341 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Markus Rinderspacher, Doris Rauscher, 
Ilona Deckwerth u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/18467 

Für eine bestmögliche Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf in Bayern: Empfehlungen der Sachver-
ständigen ernst nehmen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Doris Rauscher 
Mitberichterstatter: Joachim Unterlän-
der  

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Fami-
lie und Integration federführend zugewiesen. 
Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes und der Ausschuss für Staatshaus-
halt und Finanzfragen haben den Dringlich-
keitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 75. Sitzung am 30. 
November 2017 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

 

 

 

 

 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
67. Sitzung am 23. Januar 2018 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 
178. Sitzung am 24. Januar 2018 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Doris Rauscher, Ilona Deckwerth, Hans-Ulrich Pfaffmann, Angeli-
ka Weikert, Annette Karl, Natascha Kohnen, Andreas Lotte, Bern-
hard Roos, Horst Arnold, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Dr. Si-
mone Strohmayr, Margit Wild, Ruth Müller, Susann Biedefeld und 
Fraktion (SPD) 

Drs. 17/18467, 17/20341 

Für eine bestmögliche Vereinbarkeit von Familie und Beruf in 
Bayern: Empfehlungen der Sachverständigen ernst nehmen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Dann rufe ich auf den Tagesordnungs­

punkt 2 mit Ausnahme der gerade eben genannten Nummer 13 der Anlage, über die 

erst zu einem späteren Zeitpunkt nach Ablauf der 15 Minuten Wartezeit abzustimmen 

ist.

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Der federführende Ausschuss für Wirtschaft und Medien hat bei der Listennummer 13, 

Antrag auf Drucksache 17/18357, die Ablehnung empfohlen. Das wollte ich Ihnen nur 

noch kurz mitteilen, bevor wir zu dieser Abstimmung kommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim­

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Sehe 

ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Fraktionslose Abgeordnete sind nicht an­

wesend. Dann hat sich das erübrigt. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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